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1868. 


Deutſchland. 

Berlin, 9. Junt. Das ſüddeutſche Programm, 
das nach Schluß des Zollparlaments erſchtenen iſt, gründet feine 
Hoffnungen auf Erfolg bekanntlich darauf, daß eine freiſtanige Po- 
litik verfolgt werden müſſe, im Gegenſatz zum norddeutſchen Bunde, 
der in Augen dieſer Klaſſe vom ſüddeutſchen tin Aue bund von 
Unfreiheit und Gewaltthätigkeit if. Unter dieſem Programm ſieht 
man neben den ultrademokratiſchen Namen eines Probſt u. ſ. w. 
auch die bochadelichen Namen von balerſchen Reichs räthen wie von 
Thüngen, zu Rhein u. ſ. w. finuriren, die auf der äußerſten Rech- 
ten in der Reichs rathskammer fipen und ihre Abſtimmungen auch 
immer nach dieſer eingenommenen Parteiſtellung abgegeben haben. 
Als man in Balern verſuchte, das Preßgewerbe vom Konzeſſions⸗ 
zwang zu befreien, ſtimmten 4 von den 5 Reichsräthen, die das 
Programm mit unterzeichnet haben, gegen die betreffende Geſetzes⸗ 
vorlage und als es ſich dort um die Einführung eines Geſetzes 
handelte, die Ehe zwiſchen Diſſidenten und Mitgliedern der aner- 


kannten Kirchengemeinden zu geſtatten, ſtimmten dieſe alle 5 gegen 


dieſelben. Und doch find beides gerade Geſetze, die von der liberalen 
Partei als die drei nothwendigen Ergebniſſe einer freiſinnigen Po- 
Lit angiſehen werden. Man ſteht aber daraus, wie auftichtig es 
dieſen Herrn Reichs räthen am Herzen liegt, wenn ſte ſich auf G.und 
eines Freifinnigen Programms mit den ſüddeutſchen Demokraten ver- 
einigen. — Die in Prag erſchtinende „Politik“ enthält folgendes 
erſtaunliche Telegramm aus Berlin: „Die preußiſche Regierung 
ruft 55 Bataillone und 211 Eskadrons Landwehr unter die Waffen, 
um die Beſatzungen in den Rheinprovinzen, Schleswig-Holftein und 
Hannover zu verſtärken.“ Es iſt dies eine reine muthwillige Er 
findung. Weit entfernt, den Präferzfland der Armer zu verſtär⸗ 
ken, dat die preußiſche Regierung vielmehr Maßregeln ergriffen, 
den Stand der Armee noch unter den in Friedenszeiten üblichen 
Präſenzſtand herabzuſeßztu. — In verſchtedenen fra nzöſiſchen Kor- 
reſpondenzen wird die Mittheilung gemacht, daß der Botſchafter 
des norddeutſchen Bundes Grof Goltz in Paris erkrankt ſel und 
einen längern Urlaub nehmen werde. Es iſt möglich, daß Graf 
Goltz Urlaub nehmen wird, wle dies bei den Diplomaten gewöhn⸗ 
lich in den Sommermonaten iſt, wo auch die Politik in den Refi- 
devzen Ferten hat, indeſſen von einer Erkrankung deſſelben iſt Hier in 
Kretſen, die davon unterrichtet ſein müßten, nichts bekannt. — Die 
Beſſerung in dem Befinden des Grafen Bismarck iſt ſowelt vor- 
geſchritten, daß ihm ſeine Aerzte erlaubt haben, im Garten jpa- 
züren zu gehen. — Die „Köln. Ztg.“ enthält die Mittheilung, daß 


der Oberpräſtdent v. Schleiultz nach der bekanntlich am 18. d. 
ſtatiſindenden Itter feines 50Jaheigen Dienfjubiläums in denn 
Ruheſtand treten werde. 


In Regterungokreiſen iſt davon nichts 
bekannt. Dagegen haben wir ſchon früher gemeldet, daß der 
Ober- Präfident der Provlız Preußen, der Wlikliche Geheime Rath 
Etchmaun, aus dem Staatodtenſt zurückzutreten wünſcht. — 
Wie wir aus dem Reichstag vernehmen, find die Beſtrebungen, es 
zu einer faktiſchen Erledigung der Marinefrage zu bringen, noch 
nicht aufgegeben, eine ſolche herbelzuführen fol namentlich inner 
halb der nattonal-liberalen Fraktion lebhaften Anklang finden. — 
Der Bundeskanzler hat ſeinerſelts dem Bundeerath ein Geſetz, bete. 
die Verwaltung der nach Maßgabe des Geſetzes vom 9. Novbr. 
1867 aufzunehmenden Bundes anlelhe zur Beſchlußnahme vor⸗ 
gelegt. Die Verwaltung der Marine- Anleihe ſoll danach bis auf 
Weiteres der Hauptverwaltung der Staateſchulden übertragen und 
von derſelben nach Maßgade des preußiſchen Geſetzes vom 24. 
FJebtuar 1850 geführt werden. Die obere Leitung ſoll dem Bun⸗ 
deskanzler zuſtehen. Wie wir Hören, iſt die Mebrhelt des Reichs⸗ 
tags im Voraus mit einer ſolchen Vorlage einverſtanden. — Der 
Oeneral-Telegraphen-⸗Direktor v. Chauvin begtebt ih zum Kon- 
greß der eur opälſchen Telegraphenverwaltungen nach Wien, wo 
einerfelts besprochen werden ſoll, ob die auf dem Kongreß zu Paris 
im Jahre 1865 als allgemein gültig aufgeſtellten Bedingungen für 
den internationalen Telegraphenverkehr ſich dewährt haben oder ob 
Aenderungen wünſchenswerth erſcheinen, und wo andererjeits neue 
Voiſchläge, welche von den Telegraphenverwaltungen für die Be⸗ 
rathungen in Wien proponlat ſiat, geprüft werden ſollen. Die 
Dauer der Abweſenh it des Herrn v. Chauvin iſt auf 4 Wochen 
betichnel. Derſelbe wird dieſe Gelegendelt zugleich benutzen, um 
mit den Vertritern der öſterreichtſchen, balerſchen, würtembergiſchen, 
badischen und niederländiſchen Telegtappenverwaltungen Beſprechun⸗ 
gen zu halten, in welcher Weiſe neue Arrangements zur Regelung 
der Telegtaphen⸗Verhältulſſe der bisher zum deutſch⸗ͤſtertet⸗ 
chiſchen Telegraphen-VBereln gehörigen Staaten getroffen 
werden können, da durch dle Vereinigung des geſammten Telegra⸗ 
phenweſene des norddeutſchen Bundes an einer Stelle dieſer Ver⸗ 
trag binfälig geworden if. Herr v. Chauvin wird entſprechende 
Vorſchlage machen, nach welchen Preußen im Namen des norddeut⸗ 
ſchen Bundes beſondere Verträge mit Oeſtetreich, den Niederlanden 
und den ſüddeulſchen Staaten, welche letztere unter ſich tine engere 
Bereinigung bilden ſollen, als empfehlenswerth bezeichnen dürfte. 
— Der Entwurf eines Poſtvertrags mit Rumänien iſt ver- 
einbart und der rumäniſche Bevollmächtigte Jolcolano hat ſich nach 
Wien begeben, um daſelbſt Verhandlungen mit Oeſterreich wegen 
der poſtaliſchen Verhälintſſe zu führen. Es wird dabei namenilid 
darauf ankommen, daß Oeſterreich ſeine befondern Poſtanſtalten in 
Rumänien aufgtebt, deren «6 daſelbſt viele bat. Nachdem ein 
Arrangement mit Oiſterreich getroffen worden iſt, wird der iumä⸗ 
niſche Bevollmüchtigte bierher zur Schlußverhandlung zurückkehren. 
— Der Ausſchuß dis Bundterathe für Rechnungsweſen hat den 
Entwurf eines Geſitzts, bettiffend einige Rechteverhältntſſe 
der Bundeobeamten, ausgearbeitet und beim Bundesrath die 
Oenehmigung deſſelben beantragt. 

Berlin, 10. Junt. Se. Majeſtät der König wohnte am 


Montag Abends der Vorſtellung im Schauſplelhauſe bei, fuhr heute 
Morgens in Begleitung des Flügel Adjutanten, Oberſtlteutenants 
v. Lucadou nach dem Tempelhofer Felde und ließ dort im Beiſein 
des Kronprinzen, des Prinzen Karl, Friedrich Karl, Albrecht, Vater 
und Sohn, der Prinzen Auguſt von Würtemberg, des Herzogs 
Wilbelm von Mecklenburg- Schwerin, jowie der Generalität, der 
Aitlitärbevollmächtigten und der bier anweſenden fremden Offiztere 
das Garde-Kürafſier- und des 1. Garde- Dragoner-Regiment ver- 
ſchiedene Exerzitten ausführen. Mittags hatte die Ehre des Em- 
pfanges der aus Petersburg bier eingetroffene Militärbevollmächtigte, 
FJlügeladjutant Oberſt v. Schweinitz, und der General der Infan- 
texte v. Peucker und ſchloſſen ſich hieran die Vorträge der Hofmar- 
ſchälle Grafen Pückler und Perponcher, des Chefs des Militär- 
Kabinets v. Tresckow, des Unter⸗Staatsſekretärs v. Thlle. Darauf 
datte der König eine längere Unterredung mit dem Kriegs miniſter 
v. Roon, ſpelſte dann bei dem Kultkusminiſter v. Mühler und er- 
ſchlen Abends in der Oper. Morgen Vormittag beſichtigt der König 
auf dem Tempelhofer Felde das 2. Garde-Dragoner- und des 2. 
Garde -Ulanen-Regtment. 

— Die „N. A. Ztg.“ ſchreibt: „Nachdem wir die Kompetenz 
des Zoll-Parlaments hinſichtlich des bekannten Antrages des Abge- 
ordneten Bamberger in verſchledenen Artikeln nachgewieſen und 
in dieſer Beztehung mit Ausſchluß einiger Organe der „ſüddeut⸗ 
ſchen Fraktion“, namentlich der „Volkspartel“, jo zlemlich mit aller 
Welt uns in Uebereinſtlmmung befinden, kann es nicht unſere Auf- 
gabe jeln, den vereinzelten Widerſpruch, welchen die „Darmſtädter 
Ztg.“ fortzuſetzen für gut hält, noch ferner zu berückſichtigen. Das 
tine Organ des Zollvereine, das Zollparlament, bat ſich für die 
Kompetenz ausgeſprochen, wir glauben in der Annahme nicht zu 
irren, daß das andere Organ, der Zolbundesratd, ein Gleiches 
thun werde. Damit würde denn dieſe Frage definitiv erledigt fein, 
und der in der Minorttät gebliebene Staat wird ſich darein finden 
müſſen, daß die Zeiten des liberum veto vorüber find, Unjeres 
Ecachtens noch kana es auch ſeloſt für den ehrgeizigſten Staats- 
mann eines kleinen Staates nichte Verletzendes haben, einem Vo- 
tum ſich zu fügen, hinter welchem der Wille einer jo überwältigen; 
den Mojorität ſteht, wie in dieſem Jalle, wenn unſere obige Vor- 
ausſetzung gegründet iſt. N 

— Zur Bemeſſung des Werthes der Verſicherungen, welche 
der öſterrelchiſche Iinanzmintiſter über die bevorſtehenden 
Erſparungen im Staate haus halte dem Reichsrath gegeden dat, iſt 


81 Millionen bringt. 
Heydt giebt morgen 
den Mitgliedern des Reichstages auf ſeiner Villa ein Diner. 

Berlin, 9. Junl. Die Bundesliquldattonskom- 
mijjion wird — auf den Wunſch Baierns — nächſtens wieder 
zuſammentreten, um die Theilung des noch im gemeinſchaftlichen 
Beſitz der Bundesregterungen befindlichen Feſtungseigenthums vor- 
zunehmen. 

— Die Segelfregatte „Thetis“ ſoll ſofort zur Ausbildung 
von 60 Seekadetten eingerichtet werden. — Die im Marinemini- 
ſterlum beſchäftigte Kommiſſion zur Ueberſetzung des internationalen 
Signal Codex hat jetzt ihre Aufgabe vollendet und iſt wieder 
zutückgekehrt. 

— Da der Bundeskanzler Graf Bismarck durch ſeine 
Krankheit von den Geſchäften fern gehalten wird, jo iſt der Kgl. 
ſächſiſche Staats miniſter v. Frieſen nach Berlin gekommen, um 
Graf Bismarck ſowohl im Vorſitz des Bundes rathes, wie im Reichs⸗ 
tag zu vertreten 

— In den erſten Tagen des Juni wurde, wie bereits mit⸗ 
getheilt, in Kaſſel die 17. allgemeine Lehrerverſammlung 
abgehalten. Wir faſſen die Reſultate dieſer Zujammen- 
kunft in Folgendem zuſammen: In dem Vordergrund des Strebens 
der Lehrer ſteht das Verlangen nach einem allgemeinen Schul ⸗ 
gieſetze, deſſen Mangel fie noch zu ſehr der Willkür derer aus⸗ 
ſetzt, die in der Schule nur das Mittel ſehen, die aufwachſende. 
Generatton für ihre ſelbſtſüchtigen Zwecke heranzubilden. Aber fie, 
die Lehrer, verlangen, daß fie bei der Berathung eines ſolchen Ge- 
ſetzts hinzugezogen werden, daß es ihnen nicht vom grünen Tiſch 
aus dctropirt wird. Das iſt die Bedeutung der vielfach ange- 
Rrebten Schulſynoden. Sie verlangen ferner eine Umgeſtaltung 
der Seminare, die bisher nur Schulhalter zugeſtutzt, aber in 
den meiften Fällen keine Lehrer gebildet haben, „denn, ſagte der be- 
treffende Referent, was ich lebreu will, muß ich ſelbſt wiſſen; will 
ich Charaktere bilden, jo maß ich ſeldſt ein Charakter ſein; ein 
Lügner wird nie einen wahrheitellebenden Menſchen erziehen.“ Die 
Beantwortung der Frage aber: wie find beſſere Zuſtände für die 
Bildung der Jugend zu erzielen? wurde einfach dahin gegeben: 
Menſchenbildung iſt das Ziel? Die Individualität ſol berückſich⸗ 
tigt, natürlich aus ſich derausgebildet werden; keine Schablone, 
keine Regulative den Zögling abrichten. 


Es wird ein Geſetzentwurf erwartet, betreffend die Marine ⸗ 
Anleihe von 10 Millionen, welche die Beſtimmung enthält, daß die Kon⸗ 
trole für dieſe Schuld proviſoriſch der preußischen Staatsſchulden - Kom ⸗ 
miſſion übertragen werden ſoll. Die Nationalliberalen und Konſervativen 
werden für dieſe Vorlage ſtimmen. — Die Quartierleiſtungs⸗Kommiſſion 
hat geſtern in ihrer Sitzung die Regierungsvorlage in ihren Hauptpunkten 
wieder hergeſtellt. — Die Gewerbe ⸗Kommiſſion hat geftern Abend wegen 
der . der National⸗Liberalen über das neue Anleihegeſetz nicht 
gearbeite ! j 

„ Jn einzelnen Abgeordnetenkreiſen geht man damit um, das Koa- 
litionsgeſetz wieder zur Sprache zu bringen, nachdem im vorigen Jahre 
Seitens der Bundes Regierungen verſprochen worden, bafjelbe ſoll durch 
die Gewerbeordnung mit erledigt werden, und letztere nunmehr unzweifel⸗ 
haft auf ein Jahr vertagt iſt. Ferner wird eine Interpella ion an den 
Bundeskanzler vorbereitet, um Auskunſt darüber zu erlangen, welche 
Schritte bisher zum Schutze der Auswanderer geſchehen und welche zu er⸗ 
warten ſeien. 


— Morddeutſcher Reichstag) 19. Sitzung. Präſident: Dr. 
Simſon. Die Tribünen ſind ſchwach beſetzt, die Plätze im Hauſe lücken⸗ 
haft. Der Präſident eröffnet die Sitzung um 10 Uhr 25 Minuten mit 
den gewöhnlichen geſchäftlichen Mittheilungen. Sechs Urlaubsgeſuche wer⸗ 
den verleſen und bewilligt. Präſident: Der erſte Gegenſtand der Tages⸗ 
ordnung iſt die Prüfung der Wahl des Abg. Harkort Ich bin davon in 
Kenntniß geſetzt worden, daß einige Mitglieder des Hauſes geſtern die ber 
treffenden Wablakten ein zuſehen gewünſcht, aber nicht gefunden haben, da 
der Herr Referent, der darüber disponirt, beurlaubt geweſen iſt. Um Ihnen 
zu dieſer Einſicht noch während der Sitzung Gelegenheit zu geben, bitte ich 
um die Erlaubniß, die zweite Nummer unſerer Tagesordnung voraufneh⸗ 
men zu dürfen. Das Haus iſt damit einverſtanden. Es folgt alſo zu⸗ 
nächſt die Schlußberathung über den Telegraphen⸗Vertrag zwiſchen dem 
norddeutſchen Bunde und Luxemburg. Ref. iſt der Abg. Bail. Sein An⸗ 
trag lautet: „Dem Vertrage die verfaſſungsmäßige Genehmigung zu er⸗ 
theilen.“ Der Antrag wird, nachdem ihn der Referent kurz befürwortet 
hat, ohne Diskuſſion einſtimmig angenommen. — Jetzt folgt die Prüfung 
der Wahl des Abg. Harkort (4. Arnsberger Wahlkreis, Hagen). Der Abg. 
Graf v. Arnim⸗Boitzenburg referitt über dieſelbe Namens des 5. Abthei⸗ 
lung. Am 3. Oktober ſei die Wahl von dem Reichstage beanſtandet und 
der Herr Bundeskanzler aufgefordert, die gerichtliche Unterſuchung über die 
in dem gegen die Wahl eingegangenen Proteſte enthaltenen Thatſachen zu 
veranlaſſen. In dem Proteſte, der von dem Bürgermeiſter zu Hagen ein⸗ 
gereicht ſei, ſei darüber Beſchwerde geführt, daß von Mitgliedern der Fort⸗ 
ſchrittspartei einzelnen Wählern Geld, Bier und Schnaps geboten ſei, wenn 
ſie für Harkort ſtimmten, zweitens, daß in einem Wahl⸗Lolale Stimmzettel 
mit dem Namen Harkort auf Tiſchen und Bänken herumgelegen hätten. 
Die Unterſuchung habe ſtattgefunden; da eine große Anzahl von Zeugen habe 
gerichtlich vernommen werden müſſen, ſo habe ſich das Reſultat bis jetzt ver⸗ 
zögert. Daſſelbe ſei, daß ein Stimmenkauf als ſolcher nicht zu erweiſen 
geweſen ſei, daß aber dagegen konſtatirt ſei, daß die Wahlagitationen ſich 
vielfach den Grenzen des Erlaubten ſehr genähert hätten und daß man ſich 
nicht verſchließen könne, daß die den Wählern gewährten Annehmlichkeiten 
ohne allen Zuſammenhang mit der Wahl des Abg. Harkort ſeien. Was 
das Herumliegen der Wahlzettel in einem der Wahllokale betreffe, ſo meine 
die Abtheilung, daß die daſelbſt abgegebenen Stimmen für ungültig zu er⸗ 
klären ſeien. Da aber, ſelbſt wenn die ſämmtlichen Stimmen aus dieſem 
Wahllokale abgezogen würden, der Abg. Harkort immer noch eine bedeutende 
Anzahl von Stimmen über die abſolute Majorität auf ſich vereinige, fo 
beantrage die Abtheilung die Gültigerklärung der Wahl. — Dieſer Antrag 
wird ohne Diskuſſion angenommen. 


Es folgt der 3. Gegenſtand der Tagesordnung, die Spezialdiskuſſion 
über den Haushalts⸗Etat des norddeutſchen Bundes. Präſident Delbrück 
beginnt mit der Erläuterung des Etats und beruft ſich dabei auf ſeine 
Ausführungen bei Berathung des vorigen Etats. Seit dem vorigen Jahre 
ſei die Thätigkeit des Kanzleramtes in umfaſſender Weiſe in Entwickelung 

etreten. Kenntnißnahme und Aufſicht des Eiſenbahnweſens ſeien hinzuge⸗ 

ommen. (Redner ſpricht ſehr undeutlich, während er die einzelnen Poſi⸗ 
tionen des Etats durchgeht.) — Abg. v. Kirchmann wünſcht Aufklärun 
über die Stellung des preußiſchen kriegsminiſters zum Bundeskanzler, o 
der letztere die entſcheidende Perſon ſei für die militäriſchen Verhältniſſe 
88388 Deine: Sodann 3 Redner den Militäretat, die 

tellung des Militär-Kabinets; er will in dieſem nur ſolche Perſönlichkeiten 
ſehen, welche dem Bundeskanzler direkt untergeordnet e Bi welche 
dieſe die Verantwortlichkeit übernimmt. Seines Erachtens ſeſen dieſe 
Fragen aufzuwerſen bei dem Etat des Bundeskanzleramts. Der Präſident 
müſſe eine beruhigende Erklärung abgeben, weil Abſolutismus befürchtet 
werde in der Verwaltung des Militärweſens. Redner beſpricht dann die 
Stellung des Bundeskanzlers. Bei dem jetzigen körperlichen Leiden beffel- 
ben dränge ſich die Frage der Vertretung deſſelben auf. Die Verfaſſung 
habe nur eine Vertretung für eine kurze Verhinderung vorgeſehen. — Prä⸗ 
ſident des Bundeskanzler⸗Amtes Delbrück: Ich acceptire es gern, wenn 
der Abgeordnete für Breslau anerkannt hat, daß ich geſtern mit Bereit⸗ 
willigkeit die an mich geſtellten ichen beantwortet habe. Ich habe es ge⸗ 
than, weil dieſe Fragen ſämmtlich egenſtände betrafen, welche ſich auf die 
Beſchlußnahme über den Etat und die Vorbereitung zu derfelben bezogen. 
Daſſelbe kann ich in Beziehung auf die eben geſtellten Fragen nicht aner⸗ 
kennen. (Sehr richtig! rechts). Der Bundeskanzler hat früher bereits auf 
das Beſtimmteſte erklärt, daß er die Verantwortung für die Militär⸗Ver⸗ 
waltung in vollem Maße übernebme und iſt dieſem Verſprechen bisher in 
vollem Maße nachgekommen. Welche Mittel er hierzu einſchlägt, das 
würde nur Gegenſtand der Diskuſſion in dieſem Haufe ſein können, wenn 
es darauf ankäme durch ſachliche und perſonelle Einrichtungen dieſe Verant⸗ 
wortung zu gewährleiſten. Ich glaube nicht, daß eine Verpflichtung vor⸗ 
liegt, um hier Details der inneren Organiſation vorzulegen. Ich hade be- 
reits geſtern in Beziehung auf den Etat bemerkt, in welcher Weiſe derſelbe 
vorbereitet und aufgeſtellt wird. Ich will nur noch bemerken, daß der Ab⸗ 
geordnete für Breslau unrichtig gehört hat, wenn er glaubt, der Etat der 
Militär⸗Verwaltung unterliege lediglich der Revifion des preußiſchen Finanz⸗ 
miniſters. Ich habe hervorgehoben, daß der Bundeskanzler das Seinige 
auch dabei thut. Hierauf aber glaube ich mich beſchränken zu müſſen. Was 
die Frage betrifft, welche Maßnahmen der Allerhöchſte Bundesfeldherr in 
Beziehung auf die Armee-Angelegenheiten betrifft, jo muß ich auch das als 
einen Gegenſtand erachten, der wohl nicht zur Diskuſſion dieſes Hauſes ge⸗ 
hört. Was endlich den leidenden Zuftand des Herrn Bundeskanzlers be- 
trifft, jo beſchränke ich mich darauf zu bemerken, daß, wenn die Abweſen⸗ 
heit des Bundeskanzler auf längere Zeit von ſeinem Amte nothwendig 
werden ſollte, die Vertretung einzig und allein dem Ermeſſen des Aller⸗ 
höchſten Bundesfeldherrn zuſteht und bin ich nicht in der Lage hierüber 
Mittheilung machen zu können. (Beifall rechts.) Hiermit iſt die Dis⸗ 
kuſſion über Kapitel I. der fortdauernden Ausgaben geſchloſſen. — Abg. 
Graf Frankenberg wünſcht 6000 Thaler ausgeworfen für das Germa- 
niſche Muſeum. — Die Generaldebatte wird geſchloſſen. — Das Haus ge⸗ 
nebmigt dann die Poſitionen der Beſoldungen und ſonſtiger perſönlicher 
Ausgaben. — Zu Titel 4 Dispoſitionsfonds des Bundeskanzlers zu allen 
unvorhergeſehenen Ausgaben, 30,000 Thaler, liegt der Antrag des Ab⸗ 
geordneten Graf Frankenberg vor, über den zunächſt die Diskuſſion er⸗ 
oͤffnet Pease e 2 

räſident des Bundeskanzleramts Delbrück: Meine Herren! 

kann Ihnen die Annahme des Antrags nicht empfehlen. Dr Frage, * 
der norddeutſche Bund dem Germaniſchen Muſeum in Nürnberg eine Sub⸗ 
vention zu leiſten habe, iſt im Schooße des Bundesrathes einer eingehenden 
Erörterung bereits unterzogen worden. Dieſelbe iſt veranlaßt, einmal 
durch die Anregung, welche bei der Etats⸗Berathung in der vorjährigen 
Seſſion in dieſem Hauſe gegeben war und ferner durch eine an Se Maj. 
den König von Preußen gerichtete Vorſtellung des Vorſtandes des Germa⸗ 
niſchen Muſeums, worin der Antrag geſtellt war, daß der norddeutſche 
Bund und die ſüddeutſchen Regierungen ſich zu einer gemeinſamen Sub⸗ 
ventiomrung des Muſeums vereinigen möchten. Dieſer Antrag iſt dem 
Bunde zur Erwägung vorgelegt. Dieſer hat ſeinerſeits nicht geglaubt, daß 
eine Unterſtützung dieſer Art in den Kreis der Bundesangelegenheiten falle. 
Ich will beilaufig erwähnen, indem der Herr Antragſteller darauf Bezug 
genommen hat, daß in Folge des von dem Reichstage gefaßten Beſchluſſes 
bezüglich auf eine Subvention zur Beobachtung der bevorſtehenden Sonnen- 
finſterniß der Bundesrath ebenfalls davon ausging, daß eine ſolche Sub- 
veution unzweifelhaft außerhalb des Kreiſes der Bundesangelegenbeiten 
liege, daß nur die Frage entſtehen könne, ob die im Bunde vereinigten 
Staaten ſich entſchließen wollten, dieſe Subvention zu geben, und die dafür 
erforderlichen Beiträge nach dem Maßſtabe der Matrikularbeiträge aufzu⸗ 


— 


* 


bringen. In dieſem Sinne iſt der Beſchluß gefaßt worden. Es iſt dies 
alſo für die vorliegende Frage nicht als Präzedenzfall anzuſehen. Bei der 
Subvention für das Muſeum kommt außerdem noch ſehr in Betracht, daß 
es ſich hier um eine dauernde Unterſtützung handelt; während es bei der 
Subvention für die Sonnenfinſterniß nur auf eine einmalige Unterſtützung 
ankam. Ich kann Sie alſo nur bitten, den Antrag nicht anzunehmen. — 
Abg. v. Rabenau befürwortet den Antrag. Wenn man Sonnenfinſter⸗ 
niſſe beobachten laſſe, könne man auch für nationale Denkmäler Opfer brin⸗ 
en. — Abg. Tweſten gegen den Antrag. weil es an einem Anhalt fehle 
ür eine Entſchließung zu einer ſolchen dauernden Ausgabe. Unterſtützung 
des Muſeums wolle er ebenfalls und er halte die Einrede der Inkompetenz 
nicht für ſtichhaltig. Zugleich wünſche er bei dieſer Poſition Auskunft über 
die Unterſtützung des Rechtsſchutzvereins in London, bezüglich deſſen in 
voriger Seſſion das Haus bdeſchluß gefaßt hat. — Präſident Delbrück 
bemerkt, daß nach den eingezogenen Erkundigungen der Bundesrath ſich 
nicht zur Unterſtützung des Rechtsſchutzvereins veranlaßt ſehe. In einzelnen 
Fällen habe der Verein ſegensreich gewirkt, die Organiſation biete aber 
nicht die erforderliche Garantie, welche die Regierungen für den Fall der 
Unterſtützung verlangen müſſen. — Abg. Gebert für den Antrag Fran⸗ 
kenberg. Die Kompetenzfrage könne hier nicht aufgeworfen werden. Wir 
müſſen einſtweilen wenigſtens den geiſtigen Anknüpfungspunkt mit dem 
Süden feſthalten, ſo lange wir die Kohlenſtation „Main“ nicht überſchrei⸗ 
ten. — Abg. v. Hennig gegen den Antrag. — Abg. Graf Franken⸗ 


berg modiſtzirt ſeinen Antrag dabin, daß eine Unterſtützung dem Muſeum 


gewährt werde. — Mit dieſer Faſſung erklärt ſich Abg. v. Hennig einver⸗ 
ſtanden, macht aber auf die Bedürfniſſe der Schulen aufmerkſam. Werde 
dem Muſeum eine Unterſtützung gewährt, ſo werden andere Anſprüche nach⸗ 
folgen. Dabei verkenne er nicht die Bedeutung des Muſeums für die Na- 
tion. — Abg. Miquel für den Antrag. Man ſoll dem Hauſe mit der 
langweiligen Einrede der Inkompetenz vom Halſe bleiben. Der Bundes⸗ 
rath ſei noch ängſtlicher als die guten Schwaben. Man könne ſich nicht 
hinter der Ausrede verſtecken, daß man Nichts thun könne, weil der ſelige 
Bundestag auch Nichts gethan habe. 

Es ſprachen ferner noch die Abgeordneten Lasker, Harnier, v. Vincke⸗ 
Olbendorf. — Das Haus nahm den Antrag in folgender Faſſung an „den 
Bundeskanzler zu erſuchen, dem Germaniſchen Mufeum eine Unterſtützung 
zu gewähren.“ Nachdem noch die Abgg. v. Kirchmann und Leſſe zu Tit. 4 
geſprochen, wurde derſelbe angenommen, ebenſo Titel 5: Zu Penſionen 
und Unterſtützungen für die Angehörigen der vormaligen jchleswig-holftein- 
ſchen Armee 76,000 %, Kap. 2: Bundesrath und Ausſchüſſe des Bundes⸗ 
rathes, Kap. 3: Reichstag 20,563 % — Zu Kap. 4, Bundes-Konfulate 
275,650 %, nahm der Abg. Schleiden das Wort. Die einzelnen Titel 
und Nummern wurden ohne Widerſpruch angenommen. Der Abg. Frieden⸗ 
thal motivirte zu Tit. 1 Nr. 2 Konſulate feinen Antrag: „den Bundes ⸗ 
kanzler zu erſuchen: die Organiſation eines Burdes-Konfulats iu Peſth⸗ 
Ofen mit möglichſter Beſchleunigung veranlaſſen zu wollen.“ Nachdem der 
Kommiſſarius Geh. Leg.⸗Rath König, dem Antragſteller geantwortet hatte, 
beſchloß das Haus dem Antrage gemäß. — Auf Antrag des Abg. Tweſten 
wurde Kap. 6, Marine⸗Verwaltung, von der heutigen Tagesordnung ab- 
geſetzt. Das Haus ging darauf zur Spezialdebatte über II. „Einmalige 
und außerordentliche Ausgaben“ über. Zu Kap. 1 Bundeskanzler» Amt 
(für die Erwerbung eines Grundſtücks für den Bund, erſte Rate 150,000 %) 
nahm der Abg. Gebert das Wort, dem der Präſident des Bundeskanzler⸗ 
Amtes anwortete. An der Debatte betheiligten ſich noch die Abg. v. Ho⸗ 
verbeck, Tweſten, Grumbrecht, Waldeck, v. Wedemeyer, v. Blanckenburg, 
Lasker, welcher den Antrag ſtellte, die Beſchlußfaſſung über die Poſition 
bis zum Schluß der Vorberathung des ganzen Etats auszuſetzen. Nachdem 
der Präſident des Bundeslanzler-Amtes ſich über dieſen Antrag geäußert, 
ſprachen die Abgg. Schwerin, Camphauſen (Neuß), v. Hennig. Das Haus 
nahm den Antrag des Abg. Lasker an. Kap. 2, Bundeskonſulate 55,000 %, 
wurde genehmigt, ebenſo Kap. 3. Poſtverwaltung, 1) Antheil der Poſt⸗ 
verwaltung des norddeutſchen Bundes an den Ausgaben für die nach den 
Poſtverträgen mit den ſüddeutſchen Staaten und Oeſterreich vorübergehend 
in Wirkſamkeit tretende Taxirungs⸗Kommiſſion 8000 % 2) Dispoſitions⸗ 
fonds des Bundes⸗Präſidiums zur Herſtellung normaler Einrichtungen in 
den Hanſeſtädten 11,556 % und Kapitel 4. Telegraphen Verwaltung 
324,945 % — Darauf wurde die General-Diskuffion über „Einnahme“ 
Kap 1. Zölle und Verbrauchsſteuern eröffnet. Es ſprachen die Abgeord⸗ 
neten Grümbrecht, Schleiden, Wiggers⸗Roſtock, Waldeck, Roß und der Prä⸗ 
ſident des Bundeskanzler⸗Amtes. Die Poſition „Zölle und Verbrauchs⸗ 
ſteuern“ wurde darauf genehmigt. (Schluß der Sitzung 2½ Uhr.) 

Nächſte Sitzung morgen 10 Uhr. Tages⸗Ordnung: Fortſetzung der 
Etatsberathung und Berathung des dritten Berichts der Petttions-Kom⸗ 
miſſion.) 

Freiburg, 7. Juni. Se. Königliche Hoheit der Kron- 
prinz traf in Begleitung Sr. Durchlaucht des Fürſten von Pleß 
geſtern früh 9¼ Uhr auf Schloß Fürſtenſteln ein. Höchſiderſelbe 
wurde von ſämmilichen fürſtlichen Beamten empfangen und darauf 
von Sr. Durchlaucht in die inneren Räume des Schloſſes geleitet, 
Später promentrte Se. Königliche Hodeit in Begleitung des Für⸗ 
ſten im Park und in den Anlagen, begab ſich nach den fürſllichen 
Wirtbſchaftsgebäuden und nahm die Muſterwirthſchaft daſelbſt in 
Augenſchtin. Nachmittags um 3%, Uhr fand in der Schloßkapelle 
der felerliche Taufakt ſtatt. Se. Königliche Hoheit war hierzu in 
Generals-Unſform erſchtenen. Nach vollzogenem Akt fand in dem 
großen Saale das Diner ſtatt, zu welchem auch das Offizlerkocps 
des hier garniſontkenden 2. ſchleſiſchen Jäger-Bataillons Einladun- 
gen ethalten hatte. Abends 7%, Ubr fuhr Se. Königl. Hoheit, 
wiederum begleitet von Sr. Durchlaucht dem Fürſten von Pleß, 
durch den Fürſtenſteiner Park nach Altwaſſer, von wo aus die 
Rückreiſe nach Berlin erfolgte. 

Danzig, 8. Juni. Der Transportdampfer „Rhein“ iſt von 
Kiel aus geſtern Morgen hier eingetroffen und wied nach Berla- 
dung von bier gefertigten Inventartenſtucken in einigen Tagen wie- 
der dabin abgehen. 

Hamburg, 8. Juni. Der Senat beantragte bei der Bür- 
gerſchaft die Raufikatton eines Vertrages mit Preußen wegen der 
Verhältniſſe der Hamburgiſchen Enklaven, der Walddöifer. 


2 Ausland, 
Wien, 9. Zunt. Der heutigen Sitzung des Abgeordnrten⸗ 
hauſes wohnte Prinz Napoleon in der Hofloge bei. Das Abge⸗ 
ordnetenhaus nahm das Geſetz an, wodurch das Minifterium er⸗ 
mächtigt wird, eine ſchwebende, bis Ende 1869 aus dem Erlös 
des Staatsgüterverkaufs zurückzuzablende Schuld von 25 Millionen 
aufzunehmen. — Es genehmigte ſodann den öͤſterreichiſch-engliſchen 
Schifffahrte vertrag. 

Brüfjel, 6. Juni. Die „Independance belge“ meldet, die 
Kalſertn Cparlotte werde nächſtens ihren Wohnſitz nach Brüſſel 
verlegen, wo für ſie ein Palaſt gekauft wurde. 

Brüfjel, 9. Junt. Die Wahlen zum geſetzgebenden Kör⸗ 
per find ungunſtig für das Mintjterium in Antwerpen und Brügge 
ausgefallen, doch wird die Niederlage durch den Steg in Baſtogne, 
Nivelles, Furnes ausgeglichen. 

— Das Reſultat der Deputirtenwahlen iſt jetzt end⸗ 
gültig bekannt. Die Liberalen haben zwet Stimmen gewonnen. 
Die Ripräſentantenkammer beſteht gegenwärtig aus 74 Liberalen 
und 50 Klertkalen. 

Paris, 9. Juni. Die Kalſerliche Familie reift heute nach 
Fontainebleau ab. — Der preußiſche Botſchafter Graf v. d. Goltz 
wird am Sonntag nach Ems gehen, um dort ſeine gewöhnliche 
Kur vorzunehmen; es tft nicht eiwa eine neue Krankheit Veran- 
laſſung dazu. — Die „Patrit“ widerſpricht dem Grrüchte, daß der 


Fürſt von Hohenzollern Berlin verlaſſen habe, um ſich nach 
Bukareſt zu begeben; der Fürſt verwelle in den flanzöſiſchen 
Pyrenäen. 

— Der „Eonflituttoanel” ſagt: Gewiſſe öffentliche Blätter in 
Luxemburg baben ſich zu Beſtrebungen bingegeben, welche an- 
geblich zu Gunſten eines Anſchluſſes an Frankreich eriftiren. Dieſe 
Demonſtratlonen find geeignet, zahlreiche Intereſſen zu benachthel⸗ 
ligen, eine bedauernswerthe Verbreitung zu finden und Ungewißheit 
über eine Frage zu bringen, in der jede zweideutige Auffaſſung un⸗ 
möglich ſein ſollte. Jeder weiß, daß die Stellung des Großherzog ⸗ 
thums in der Londoner Konferenz durch die Akte vom 11. Mai 
1867, an der ſich die G oßmächte betheiligt haben, geregelt wor 
den if. Es iſt jeitcem kein Ereigniß eingetreten, welches berech- 
tigt, daran zu zweifeln, daß bet allen Kabinetten der feſte Wille 
vorhanden iſt, den damals begründeten Zuſtand aufcecht zu erhal- 
ten. Wir glauben, daß man der A itation feine weitere Bedeu- 
tung betlegen dürfe, als die einer bloßen Zeitungspolemk. 

Petersburg, 9. Junl. Das „Journal de St. Peters 
burg“ veröffentlicht ein Rundſchretben des Hürften Gortſchakoff, in 
welchem ein Bericht des Kriegsminſſters bezüglich der Verwendung 
von Exploſtonskugeln mitgetheilt wird. Das Rundſch treiben jagt, 
daß der Katſer es für feine Pflicht halte, ſo lange Kelege noch 
als unvermeidliche Eventualität ıriltiren, das dadurch verurſachte 
Elend moͤglichſt zu vermindern. Der Kalſer babe deshalb den aus- 
geſprochenen Anſichten ſetues Krlegemintſters vollſtändig belgepflich⸗ 
tet, nach welchen der Gebrauch von Exploſtonsgeſchoſſen gänzlich 
von der Bewaffnung der Truppen ausgeſchloſſen oder wenlgſtens 
beſchränkt werden müßte auf die Anwendung von Geſchoſſen mit 
Sprengladung zum Sprengen der Muatttonswagen. Der Katſer 
befieblt deshalb f:inen diplomatiſchen Agenten, eine Konvention 
zwiſchen allen Staaten in Anregung zu bringen, um ſämmillche 
Exploſtonsgeſchoſſe oder wenigſtens Sprengladungegeſchoſſe gegen 
Menſchen und Pferde zu beſeitigen, als ein Zerſtörungemittel, 
deſſen Gebrauch eine Grauſamkeit jet, die in den Anforderungen 
des Krieges keine Eutſchuldtgung finde, 

Waſhington, 28. Mal. Der demokratiſche Agent Wolıy, 
welcher der Beſtechung von Senatoren beſchuldigt iſt, verweigerte 
auch bei feiner abermallgen Vernehmung jede Ausſage. 

Beim Senate ift der Antrag auf Vorlegung der Alabama- 
Korreſpondenz eingebracht. Der Diktator Sa nave iſt, bier einge- 
gangenen Nachrichten zufolge, von den Cacoe-Rebellen am 16. Mat 
in der Nähe von Poct-au-Pituce geſchlagen. Das erwartete eng- 
liſche Kanonenboot if eingetroffen und drohte mit Beſchießung. 

Waſhington, 29. Mat. Der Präſtdent Johnſon hat 
Stanberiy, der, um die Leitung der Verthetdigung im Anklage 
prozeſſe zu übernehmen, feine Stelle als General - Staatsanwalt 
niedergelegt hatte, in feinen früheren Poſten wieder eingeſetzt. — 
Bom Senate tft ein Komité ntedergeſetzt worden, um die Unter- 
ſuchung über die behauptzte Beſtechung jener Senatoren zu leiten, 
welche im Anllageprozeß gegen den Präſtdenten Jobnſo. für „Nicht- 
ſchuldig“ geſtimmt haben. — Aus Hayti wird gemeldet, daß die 
ausländiſchen Konſuln ſich geweigert haben, der Jorderung Sal- 
naves zu willfahren, welcher die Auslieferung der in die Konju- 
latsgebäude aufgenommenen Flüchtlinge verlangt hatte. 1 


Pommern. 

Stettin, 10. Juntl. Dem Vernehmen nach iſt der Herr 
Oberpoſt-Otrektor Bormann nach Köntgeberg k. Pr. verſetzt und 
wird bereits am 1. Juli nach jeinem neuen Beſtimmungsort ab- 
gehen. Der Nachfolger deſſelben iſt noch nicht bekannt. 

— Für die Kriegeſchiffe „Grille“ und „Gazelle“ waren in 
der Maſchinenbaufabrik „Vulcan“ vor einiger Zeit neue Keſſel be- 
ſtellt worden, jedoch wurde die Beſtellung kurze Zelt nach Ableh⸗ 
nung der Marine-Anſethe rückgängig gemacht. Wie nun verlautet, 
if dieſer Tage die Anfertigung der Keſſel wiederum dem „Vulcan“ 
übertragen worden. 

— Brzoſtowleß, Sec.-Lt. vom Traln des 1. Bataillons (Ino- 
wraclaw) 7. pomm. Landw. Regts. Nr. 54, iſt zum Pr.-Lt. be⸗ 
fördert; v. Kitziug, Pr.-Lt. a. D. mit dem Charakter als Haupt- 
mann, zuletzt im 8. pomm. Jaf.-Regt. Ne. 61, als Führer der 
Straf-Abth. in Danzig angeſtellt. 

— Herr Superintendent Lengerich In Demmin bat ſich 
das pommerſche Muſeum zu ganz beſonderem Danke dadurch ver- 
pflichtet, daß er demſelben die gerichtlichen Alten eines in Demmin 
verhandelten Hexenprozeſſes zum Geſchenk gemacht hat. Der Titel 
der Akten lautet: Acta inquisitionis contra Trinam Oseloff's Ties 
Doelings Hausfiawen in puncto Zauberei, Ex officio judieis 
1604. Tit. XX. Litt. O. Nr. 1. Aus dem Aktenſtuck iſt zu 
entnehmen, daß die Angeklagte verbrannt worden iſt. 

— In verfloſſener Nacht fand in der Baumſtcaße zwiſchen 
einigen Matroſen eine Schlägeret ſtatt, bei welcher der Matroſe 
Sörenſen vom Dampfer „Artel“ einige nicht unbedeutende Ver- 
leßungen am Kopfe erhielt. Zwel der Exzedegten wurden durch 
die Wächter verhaftet. 

Stargard, 9. Juni. Die beutlge Verſammlung von 
Müllern und Mühlenintereſſenten der Provinz Pommern war, wie 
man der „Od.-Z.“ berichtet, von etwa 50 Thetlnehmern beſucht. 
Herr Mahlkuch-Klützow eröffnete dieſelbe, und auf feinen Vorſchlag 
wurde Herr van den Wyngaert einſtimmig zum Vorſitzenden er- 
wählt. Derſelbe ſetzte in längerer Rede die Vorthelle des deutſchen 
Verbandes von Müllern und Mühlenintereſſenten auseinander, die 
Verſammlung beſchloß darauf die Gründung eines Zweigver⸗ 
bandes der Provinz Pommern. Als Sitz des Zwelgvereine 
wurde Stargard gewählt, in den Vorſtand die Herren Hirjd- 
Plathe, Mahlkuch-Klützow, Ninas- Stargard, Leder. Stargard, 
A. Stege- Hammermühle bei Stargard, G. W. Wolff⸗Colberg, 
Denzin⸗Schlawe, Hermann Wolff-Labes, Lebl⸗Stralſund, Stege⸗ 
Paſewalk, Bandt-Torgelow, Junker -Vogelſang, Hackſtock-Damm, 
Schmidt⸗Dölitz, Streitz⸗-Rauſchmühle. Dem Vorſtande wurde das 
Recht gegeben, ſich durch Kooptatton zu ergänzen, für den Fall, daß 
einige der gewählten Herren ablebnen ſollten. 

Freienwalde i. P., 8. Junt. Heute erfolgte die Eins 
führung des von der Köntgl. Regierung zu Stettin als Bürger- 
meiſter beſtätigten Hin. Krüger durch den Landrath Hen. v. Waldaw⸗ 
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Stralfund, 9. Junl. Die „Stralſ. Ztg.“ ſchreibt: Nach 


zuverläßſigen Nachrichten werden die Geſchafte der Ober-Poſt⸗Di⸗ 


reltlon in Stralſund vom 1. Juli cr. ab mit denen der Ober⸗ 


Poſt⸗Direktion in Stettin vereinigt werden, und iſt die Verwaltung 
der belden kombinirten Ober⸗Poſt⸗Direktlons⸗Bezirke von demſelben 
Termine ab dem von Stralſund nach Stettin verſetzten Ober⸗Poſt⸗ 
Direktor Gruber übertragen worden. 


Vermiſchtes. 

— Die Kaiſerin Charlotte bat ſoeben einzelnen ihr und dem 
Kaiſer Maximilian naheſtehenden Perſonen ein rübrendes Erinnr- 
rungsblatt zugeben laſſen: Die photographiſche Reproduktion eines 
jedenfalls nach ihrer eigenen Angabe, wenn nicht von ihr ſelbſt 
entworfenen Bildes, den Kalſer darſtellend, wie er auf einem halb⸗ 
verſinkenden Nachen in wild wogender See, eine Flagge an die 
Bruſt drückend, ſtolz und ſtark aufrecht ſteht. — Das Blld enthält 
den Geburts- und Todestag des Kaiſers und die Worte: Priez 
pour lui! 


Wollbericht. 
Stralſund, 9. Juni, Nachmittags. Zufubren 7— 8000 Etr., wovon 
bis jetzt etwa der vierte Theil verkauft iſt. Sehr flaue Tendenz. Aus⸗ 
gezeichnet gute Wäſchen mit 60 62 , alſo 5 9% niedriger als im ver⸗ 
gangenen Jahre bezahlt. Mittelmäßige Wäſchen bleiben faſt unberückſich⸗ 
tigt. Wahrſcheinlich wird der Markt mit noch billigeren Preiſen ſchließen. 

Breslau, 8. Juni. Der Markt hat heute in träger ja flauer Hal⸗ 
tung begonnen, da die Qualität und Wäſche der zum Markte geſtellten 
Wollen im Allgemeinen viel zu wünſchen übrig lieh. Die beſſer behan⸗ 
delten Wollen fanden bei einer Reduktion von 2—3 % ſchnelle Abnahme, 
während die minder gelungenen erſt bei einer Ermäßigung von 5—8 9% 
an den Markt gebracht worden ſind. Auf dieſer Baſis entwickelte ſich im 
Laufe des Tages ein ſehr umfangreiches Geſchäft und iſt faſt die Hälfte des 
zugeführten Quantums verkauft worden. Hauptabnehmer Rheinländer, 
Franzoſen und Engländer. . 

— 9. Juni, Mittags. Nachdem die gut konditionirten feinen Wollen 
verkauft, fteigerte ſich der Abſchlag bei ſehr ſchleppendem Geſchäft bis auf 8, 
in einzelnen Fällen bis auf 10 % Es iſt noch etwa 'n der in erſter 
Hand offerirten Wollen unverkaufſt. Die Zufuhren waren geringer als im 
vorigen Jahre. 5 

Schiffsberichte. 

Swinemünde, 9. Juni, Vormittags. Angekommene Schiffe: 
Anna, Hoppe; Albertina, Butzen von Lübeck. Confidence, Jörgenſen von 
Chriſtianſund. Alexander Newsky, Swinhöw von St. Davſds. Teutonia 
(SD), Töppe von Roſtock Oſſian (SD), Berg von London. Echo (DS), 
King von Hull; löſcht in Swinemünde. 3 Schiffe anſegelnd. Wind: W. 
Strom ausgehend. Revier 143, F. 


Boörſen⸗Berichte. 
Stettin, 10. Juni. Witterung: ſchön. Temperatur + 170 R. 
Wind NO. 


ele n anfangs feſt, ſchließt matt, loco per 2125 Pfd. gelber inlän⸗ 

diſcher 90 98 K bez, bunter poln. 88—93 , ungariſcher 62 — 74 f 
beſſerer 7580 bez., feiner 81—84 % bez, per 83 —Söpfd. gelber 
Juui 95, 94 , bez. u. Br., Juni ⸗Juli 88 /, 88 bez. u. Br., 
Juli⸗Auguſt 857, ½ . bez u. Br., 85 Gd., September - Oktober 79½, 
80, 79½ . bez. u. Br. 

Wogen anfangs raſch ſteigend, ſchließt flau und niedriger, pr. 2000 
Pfd. loco 54.—58 . bez., Slpfd. effektiv 61 bez., 82 - S83pfd. 63 % 
bez., Juni 59¼, 61, 59¼ 4. bez. u. Br., Juni⸗Juli 58, 59 ½, 57 / 
bez., Br. u. Gd., Juli⸗Auguſt 55 ¼½, 56 ½, 551, & bez. u. Br., 
55 ne ie) es 4150. Phi 54½, 54 5 bez. 

erſte ſtille, per 1 d. loco ſchleſiſche, mähriſche u. ungar. 42 

de en N . j ſchleſiſche, mähriſche 8 
afex per d. loco 33, 35 ass r — 5 
8 = N Juli % bez. u. Gd. de, pr. AT popſd. Juni 


74 & bez. 
Rüböl behauptet, loeo 10% 4 Br., Juni 10 . bez., Juni⸗Juli 
50 e ee 9 * Br., Septbr.⸗Oktober 10 bez. u. 

11 Gd. 

f 2 oleum loco 6%, bez., Juni⸗Juli Newyorker Abladung 
ni ez. 

Spiritus unverändert, loeo ohne Faß 17% 7% bez., Juni und 
Juni. Juli 17% Br., Juli-Auguſt 18 d, 18 %. 05 u. Gd, Auguſt⸗ 
en e A bez., Sept.⸗Okt. 17%, 1 Gd., Oktober⸗November 

12 9 ez. 

Best Je welvet 300 Wſpl. Weizen, 100 Wſpl. Roggen, 200 Centner 
Renufivungs-Preife: Weizen 94%, Roggen 60, Rüböl 10, 
Spiritus 17%. 
Landmarkt. 


Weizen 90—98 , Roggen 57-63 , Gerſte 42245 , Hafer 
35 38 . pr. 26 Scheffel, Erbſen 5560 94 pr. 25 Scheffel, Heu 
pr. Ctr. 7½—15 n, Stroh pr. Schock 68 

Berlin, 10. Juni, 2 Uhr — Min. Nachmittags. Staatsſchuld⸗ 
ſcheine 84 bez. Staats⸗Anleihe 4½ % 95½ bez. Berlin⸗Stettiner Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 135% bez. Stargard⸗Poſener Eiſenb.⸗Aktien 93%, bez. Oeſterr. 
National » Anleihe 56 bez. Penis. Pfandbriefe 85%, bez. Oberſchleſiſche 
Eiſenbahn⸗Aktien 183¾ bez. Amerikaner 78 ½ bez. 

Weizen Juni 76 bez., 75 Br. Roggen pr. Juni 56 bez., 54½ Br, 
Juni⸗Juli 551, 53%, bez., Juli -Auguſt 54 ½, 52½ bez. Rüböl loco 
10 Br., Juni 10 Br., Juni⸗Juli 10, 10 bez. Spiritus loco 18 ½ bez., 
Juli-Auguſt 17%, ½ bez. Auguſt⸗Septbr. 18 bez, 17% Br., Septbr.⸗ 


Oktober 18% 34, 18 bez. 

Breslau, 9. Juni. Spiritus per 8000 Prozent Tr. 17. Roggen 
Kr A 54 ¼, per Herbſt 52½. Rüböl per Juni 9½, pr. Herbſt 97. 

ink ruhig. 

Hamburg, 9. Juni. Getreidemarkt. Weizen loco begehrt. Weizen 
und Roggen auf Termine animirt. Weizen pr. Juni 5400 Pfd. netto 154 
Bankothaler Br., 153 Go., pr. Juni⸗Juli 147 Br., 146 Gd., pr. Juli⸗ 
Auguſt 141 Br. u. Gd. Roggen pr. Juni 5000 Pfd. Brutto 95 Br., 
94 Gd., per Juni-Juli 94 Br., 93 Gd., per Juli⸗Auguſt 93 Br., 92 Gd. 
Hafer ſtille. Rüböl beſſer, loco und pr. Jun 20%,, per Oktober 22%. 
Spiritus beſſer. ‚Kaffee ruhig. Zink ſehr ſtille. — Wetter trüde und kühl. 

Amſterdam, 9. Juni. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 
auf Termine 13 Fl. höher, per Juni 205, per Juli 208. 

D tettin, den 10 Juni! 
Hamburg . . 6 Tag.] 151½ G St. Borsenhaus-O. 4 
2 Mt. 150% B |St. Schauspielh.-O. - 5 


2 F A — 
Amsterdam + 8 Tag.] 143", G |Pom. Chausseeb.-O.| 5 — 
2 Mt. — Used. Woll. Kreis-O.| 5 — 

London- ++ 10 Tag.] 6 24% bz Pr. National- V.-A.- 4 119 B 

** 3 Mt. — Pr. See- Assecuranz 4 750 B 
Paris . . 10 Tg.| 81%, B [Pomerania 4 — 
e 2 Mt. 4— nion — 44 — 
Bremen +++| 3 Mt. — St. Speicher-A .. . 5 — 
St. Petersbg.|3 Wch.| 92 ½% G Ver.-Speicher-A. 5 — 
Wien . 48 Tag. — Pom. Frov.-Zuckers. 5 — 
„* 2 Mt. — N. St. Zuckersied. 4 — 
Preuss. Bank 4 Lomb. 4½ % |Mesch. Zuckerfabrik 4 — 
Sts.-Anl.5457 4½ — Bredower „ 4 — 
5 Walzmühle 5 — 


St. Portl.-Cementf. - 4 
St. Dampfschlepp G. 5 
St. Dampfschiff. V. 5 
Neue Dampfer-C. 4 


St.-Schldsch. | 3% 
F. Präm.-Anl.| 3% 
Pomm.Pfdbr. in, 


* » 

„ Rentenb.| 4 Germania 
Ritt. P. P. B. A. 4 Vulkan 
Berl.-St. E. A.] 4 St. Dampfmühlo - 4 

„ Prior. 4 Pommerensd. Ch. F. 4 


x ” Chem. Fabrik-Ant.-| 4 
Sterg.-P.E.A.| 4½ St. Kraftdünger-F.- — 
4 Gemeinn. Bauges. - 5 


5 Prior. 
St. Stadt-O.4½ 


IIe 
— 

arne 
E 


interrüdſen nahe Termine ohne Abgeber, pr. September⸗ Oktober 


